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Beratungsfolge Beratungsergebnis 

Organ/Gremium Sitzung am TOP Ja Nein Enth. 

Ortschaftsrat Elbeu 29.05.2017     

Ortschaftsrat Mose 30.05.2017     

Ortschaftsrat Farsleben 31.05.2017     

Ortschaftsrat Glindenberg 01.06.2017     

Finanzausschuss 08.06.2017     

Hauptausschuss 12.06.2017     

Stadtrat 22.06.2017     

 
 

 
Betreff: 
2. Änderung der Unterhaltungsumlagebeitragssatzung 
 

 

 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt die 2. Änderung der Unterhaltungsumlagebeitragssatzung. 
 
 
 

Bürgermeister Fachbereich 2 
einreichender Fachdienst 
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Sachdarstellung: 
 
Nach § 56 des Wassergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (WG LSA) kann die Stadt 
Wolmirstedt die Verbandsbeiträge auf die zum Verbandsgebiet gehörenden Grundstücke mit 
einer Beitragssatzung umlegen. Diese Satzung zur Erhebung von Beiträgen für die Unterhal-
tung der Gewässer II. Ordnung in der Stadt Wolmirstedt (Unterhaltungsumlagebeitragssat-
zung) wurde neu gefasst und vom Stadtrat der Stadt Wolmirstedt in der Sitzung vom 
24.09.2015 (Beschlussvorlage Nr. 185/2014-2019) beschlossen. Die Beitragshöhe wird jähr-
lich mit Bescheid vom Unterhaltungsverband „Untere Ohre“ (UHV) festgesetzt. 
 
Mit der 1. Änderung der Unterhaltungsumlagebeitragssatzung wurde der Umlagebeitrag 
(Flächenbeitrag 6,62 €/ha; Erschwernisbeitrag 0,55 €/Einwohner) für das Jahr 2016 (Be-
schlussvorlage Nr. 341/2014-2019) in der Sitzung des Stadtrates Wolmirstedt vom 
15.09.2016 beschlossen. 
 
Für den Umlagebeitrag zur 2. Änderung der Unterhaltungsumlagebeitragssatzung wird der 
Bescheid vom 02.03.2017 des UHV herangezogen. Im Jahr 2017 wird somit rückwirkend 
zum 01.01.2017 ein Flächenbeitrag von 6,60 €/ha und ein Erschwernisbeitrag von 0,54 €/EW 
erhoben. Die Differenz zwischen dem zu zahlenden Beitrag an den UHV und dem erhobe-
nen Beitrag entsteht, weil für öffentliche Grundstücke, bei denen keine Grundsteuer erhoben 
wird (z. B. Schulen, Kita, Amtsgericht und andere öffentliche Gebäude), auch keine Umlage 
erfolgt. 
 
Der Erschwerniszuschlag berücksichtigt das Verhältnis von Bodenfläche zu Siedlungs- und 
Verkehrsfläche nach den Daten des statistischen Landesamtes in der Gemarkung des Un-
terhaltungsverbandes. 
 
Mit dem Beschluss der 2. Änderung der Unterhaltungsumlagebeitragssatzung (Anlage) wird 
der geänderte Beitrag zu den verauslagten Unterhaltungskosten im Jahr 2017 umgelegt. Die 
Unterhaltungsumlagebeitragssatzung vom 24.09.2015 gilt im Übrigen fort. 

 
 

 Fortsetzung Ergänzungsblatt Nr.            

  Mitwirkungsverbot gem. § 33 KVG LSA bestand nicht   
  Mitwirkungsverbot gem. § 33 Abs.       KVG LSA bestand für         

         

 Finanzielle Auswirkungen?       
  ja  nein       
         

 1 2 3  

 Gesamtkosten der Maßnahme 
(Anschaffungs-/ Herstellungs-
kosten) in Euro: 39.083,63 

Jährliche Folgekosten/-
lasten in Euro: 40.000 

Objektbezogene Einnah-
men (Zuschüsse/ Beiträge) 
in Euro: 31.000 

 

          

       

 Veranschlagung: im Haushalt              ja                           nein   
  im Haushaltsjahr/Finanzplanjahr  2017   
  Produktkonto:       55211 432100   
      

         
 

 
Anlage: Entwurf der 2. Änderung der Unterhaltungsumlagebeitragssatzung 
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